
2.	 Die	politischen	und	
	 gesellschaftlichen	
	 Rahmenbedingungen	für			
	 die	Berufskleidungs-
	 ordnung	der	Deutschen		 	
	 Reichsbahn	von	1951	

 Während wir es aus den 70er und 80er Jahren ge-
wöhnt waren, dass es in allen Dienstzweigen (z.B. Maschi-
nenwirtschaft, Wagenwirtschaft oder Betrieb und Verkehr, 
etc.) der deutschen Reichsbahn dieselben Dienstränge (z.B. 
Reichsbahnobersekretär, Reichsbahninspektor oder auch 
Reichsbahnrat, etc.) gibt, die sich letztendlich nur durch die 
Biesenfarben der Hauptdienstzweige unterscheiden, muss 
man für die Berufskleidungsordnung (BKO) der Deutschen 
Reichsbahn der DDR vom 1. Juni 1951 umdenken. Anschei-
nend ging es darum, nicht Titel oder Insignien von Beamten 
darzustellen, sondern die Werktätigen in der Eisenbahn des 
Volkes mit ihren Berufen (Berufsgraden) auf den Darstel-
lungen der Schulterstücke zu zeigen. Man baute nicht auf 
den Traditionen deutscher Eisenbahnkleidung auf, sondern 
im vorauseilenden Gehorsam auf sowjetische Traditionen 
mit starker Hierarchie. Daraus folgte eine hohe Komplexität, 
die auch dazu führte, dass die entspre-
chenden Kleiderkammern der einzel-
nen Reichsbahndirektionsbezirke die 
einheitliche Bekleidungsordnung unter-
schiedlich interpretierten. Und das alles 
unter wirklich schweren Rahmen- und 
Umfeldbedingungen, die die Einführung und Durchsetzung 
der BKO nicht unbedingt vereinfachte. 

 Unter den gegebenen Rahmenbedingungen war 
es schon eine Leistung der damals aktiven Eisenbahner, 
die Reichsbahn mit „neuem Leben“ zu erfüllen. Allerdings 
stimme ich der Einschätzung von Andreas Knipping in 

„Reichsbahn ohne Reich“ im Artikel „Aktivisten der ersten 
Stunde – Zweifel an einer Legende“ zu: „…Diejenigen, die 

– bei der Reichsbahn wie in anderen Bereichen der Volks-
wirtschaft – im Rahmen alliierter Vorgaben mit besonderer 
Tatkraft die Arbeiten in Angriff nahmen und erste organisa-
torische Maßnahmen trafen, wurden in der verklärten DDR-
Geschichtsschreibung als „Aktivisten der ersten Stunde“ 
gefeiert, die „unter Führung kampferprobter Antifaschisten“ 
und „mit selbstloser Unterstützung durch die sowjetischen 
Befreier“ die Fundamente für die künftige volkseigene Wirt-
schaft gelegt hätten. Mit solcher Diktion wurde freilich 
den Eisenbahnern des Frühjahrs und Sommers 1945 eine 

aus späterer Sicht erwünschte politische Motivation für 
ihr Handeln ganz einfach unterstellt, die aber keineswegs 
die einzige und nicht einmal plausibelste Erklärung für die 
Aufnahme der Arbeit darstellt. Zunächst ist nämlich daran 
zu erinnern, dass die Reichsbahner seit Jahr und Tag und 
mit größter Selbstverständlichkeit und ohne Zwangsmaß-
nahmen des nationalsozialistischen Regimes nach jedem 
noch so schweren Luftangriff ihre Bahnanlagen aufgeräumt 
und instandgesetzt hatten, als es noch keineswegs darum 
gegangen war, den Aufbau des Sozialismus einzuleiten, 
sondern die Kriegswirtschaft in Gang zu halten und den 
Nachschub gegen die herandrängenden „Bolschewisten“ 
sicherzustellen. Des Weiteren wäre darauf hinzuweisen, 
dass in allen Zonen (wie überhaupt überall in Europa) die 
Eisenbahner aus zerfetzten Gleisen einzelne Durchfahrten 
durch die Bahnhöfe zusammenstückelten, die Gerippe aus-
gebrannter Wagen zur Seite räumten, und alsbald die ers-
ten Züge fahren ließen, und zwar ganz unabhängig davon, 
welche Hoffnungen, welche Ängste oder welche eigenen 
Absichten sie im Hinblick auf die politische Zukunft ihres 
Landes hatten. Aus dem Beamtenrecht und Tarifrecht der 
Arbeiter und Angestellten des Reiches war im Übrigen kei-
neswegs zu entnehmen, dass eine feindliche Besetzung 
des Arbeitsplatzes irgendwelche Dienstpflichten beenden 
würde. Spätestens nach dem Tod des „Führers“ am 30. April 
1945 war auch eine noch so strenge Auslegung des Beam-
teneides kein Hindernis für eine Dienstleistung unter neuen 
Herren. Keine Macht jener Zeit gab im übrigen Lebensmit-
telmarken und warme Mahlzeiten aus der Gulaschkanone 
an Untätige aus. So haben wir uns als Motivation der Eisen-
bahner in der ersten Aufbauzeit wohl weniger Bekennermut 

als vielmehr den Geist traditioneller Disziplin und 
die fraglose Einsicht in die Erfordernisse des alltäg-
lichen Überlebens vorzustellen. Die „Aktivisten der 
ersten Stunde“ und die örtlichen Besatzungsorgane 
konnten vielerorts nur kürzere Streckenabschnitte 
in Betrieb nehmen, weil sie mit der Wiederherstel-

lung größerer Brücken überfordert waren. …“

→	Bildliche	Darstellung	
des	Umfeldes	
der	Eisenbahner	
in	den	50er	Jahren.

Man baute nicht auf 
den Traditionen deutscher 
Eisenbahnkleidung auf, 
sondern im vorauseilenden 
Gehorsam auf sowjetische 
Traditionen mit 
starker Hierarchie.

Die Eisenbahnerin-
nen und Eisenbah-
ner müssen mit den 
Rahmenbedingun-
gen Anfang der 50er 
Jahre klarkommen.

Umfeld und Rahmen-
bedingungen:

prekäre Versorgungslage 
bis Mitte der 50er Jahre, 
Entnazifizierung Mitte 
der 40er Jahre, stalinis-
tische Säuberungen bis 
Anfang der 50er Jahre, 
zwei deutsche Währun-
gen ab 1948 und florien-
der Schwarzhandel.

Besondere Ereignisse 
von 1945 bis 1959:

Eisenbahnerstreik in 
Westberlin („UGO-
Putsch“) im Juni 1949, 
Gründung zweier deut-
scher Staaten 1949, Sta-
lins Tod am 5. März 1953, 
Volksaufstand am 17. Juni 
1953, 5 Parteitage der SED, 
4 Eisenbahnkonferenzen 
(1952, 1953, 1954, 1958).

Reichsbahn als 
Arbeitgeber:

große negative Aus-
wirkungen durch Folgen 
der Reparation, zerstörte 
oder nicht zur Verfügung 
stehende Ressourcen, 
Entscheidungen zur 
Eisenbahn durch SMAD, 
Zuständigkeit der DR 
für Sowjetzone und 
Westberlin.

Persönliche 
Schicksale: 
 
Auswirkung von Vertrei-
bung/ Flucht/ Umsied-
lung und  persönliches 
Umfeld (Wohnung, 
Kleidung, Versorgung), 
Besondere Situation Ost/ 
West (speziell Berlin) 
->„Republikfluchten“ 
durch ungleiche Lebens-
verhältnisse.

Häufige
Personalwechsel
 
in Führungspositionen 
der DR, Umorganisationen 
in den Führungsetagen 
der Generaldirektion bzw. 
Ministerien, Schaffung 
neuer Strukturen zur Ver-
waltung des Mangels, z.B. 
Dispatcherwesen, aber 
auch Vierbrigadeplan.

Politische
Indoktrination 

durch Kulturapparat, 
Parteiorganisation und 
Politische Verwaltung.
Wettbewerbsdruck durch 
Methodenanwendung/ 
Prämien/ Auszeichnun-
gen, Überwachung u.a. 
durch Betriebsschutz, 
Trapo zur Verhinderung 
von Spionage oder „Sa-
botage“.
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